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BUNDESARBEITSGERICHT

8 AZR 296/01
1 Sa 356/99 
Thüringer
Landesarbeitsgericht

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
18. April 2002

URTEIL
Schiege, Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

In Sachen

Beklagter, Berufungskläger und Revisionskläger,

pp.

Klägerin, Berufungsbeklagte und Revisionsbeklagte,

hat der Achte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der mündlichen Verhand­

lung vom 18. April 2002 durch den Vorsitzenden Richter am Bundesarbeitsgericht 

Hauck, den Richter am Bundesarbeitsgericht Dr. Wittek, die Richterin am Bundesar­

beitsgericht Dr. Laux, die ehrenamtlichen Richter Brückmann und Heydenreich für 

Recht erkannt:
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Die Revision des beklagten Landes gegen das Urteil des Thü­
ringer Landesarbeitsgerichts vom 21. Dezember 2000 - 1 Sa 
356/99 - wird zurückgewiesen.

Das beklagte Land hat die Kosten der Revision zu tragen.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Die Parteien streiten über die Eingruppierung der Klägerin in Vergütungsgrup­

pe IV b BAT-O.

Die Klägerin ist bei dem beklagten Land bzw. seinem Rechtsvorgänger seit 

1977 beschäftigt. Seit dem 1. August 1990 ist sie am Förderzentrum E als sonderpä­

dagogische Fachkraft mit einer Vergütung nach Vergütungsgruppe Vb BAT-0 tätig. 

Auf das Arbeitsverhältnis der Parteien findet auf Grund beiderseitiger Verbandszuge­

hörigkeit der Tarifvertrag zur Anpassung des Tarifrechts - Manteltarifliche Vorschriften - 

(BAT-O) vom 8. Mai 1991 Anwendung.

Die Klägerin ist ausgebildete Freundschaftspionierleiterin. In der Zeit vom 

1. September 1985 bis 28. Februar 1987 absolvierte sie ein berufsbegleitendes post­

graduales Studium am Zentralinstitut für Weiterbildung der Lehrer und Erzieher in 

Ludwigsfelde. Die Klägerin erwarb damit einen Fachschulabschluss und das Recht, die 

Ergänzung zur Berufsbezeichnung "Lehrerin an Hilfsschulen" zu führen. Die Ausbil­

dung beruhte auf der Anweisung Nr. 19/84 über das postgraduale Studium zur sonder­

pädagogischen Qualifizierung von Lehrern, Erziehern und Kindergärtnerinnen in Ein­

richtungen des Sonderschulwesens vom 29. Oktober 1984 (im folgenden: Anweisung 

Nr. 19/84). Die Anweisung lautet auszugsweise:

"§ 1
Diese Anweisung gilt für die sonderpädagogische Qualifizierung 
pädagogisch erfahrener Lehrer, Erzieher und Kindergärtnerin­
nen, die eine sonderpädagogische Ausbildung mit Hochschu­
labschuß nicht aufnehmen.
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§2
Zum postgradualen Studium können Lehrer, Erzieher und Kin­
dergärtnerinnen aus Einrichtungen des Sonderschulwesens de­
legiert werden, die

- über eine abgeschlossene pädagogische Hoch- oder Fach­
schulausbildung verfügen

- erfolgreich in Einrichtungen des Sonderschulwesens arbeiten 
und

- an der Weiterbildung in Kursen teilgenommen haben.

§3
Mit dem postgradualen Studium wird die Qualifikation für die 
Tätigkeit als Lehrer, Erzieher oder Kindergärtnerin an einer Ein­
richtung des Sonderschulwesens erworben. Der erfolgreiche 
Abschluß der Qualifizierung wird durch ein Zeugnis über den 
Fachabschluß im postgradualen Studium bestätigt. Entspre­
chend der in der Hoch- bzw. Fachschulausbildung erworbenen 
Berufsbezeichnung wird eine Urkunde über die Ergänzung der 
Berufsbezeichnung "Lehrer für ... (entsprechend der Son­
derschul- bzw. Schädigungsart) ausgestellt.

§4

(1) Das postgraduale Studium wird unter Verantwortung des 
Zentralinstituts für Weiterbildung der Lehrer und Erzieher 
Ludwigsfelde (nachfolgend ZIW genannt) durchgeführt.

(3) Das postgraduale Studium umfaßt jeweils die Zeitdauer 
von 1 Vi Jahren. Es beginnt für

- Erzieher am 1. September 1985 und am 1. September 1986

§5

(1) Das postgraduale Studium zur sonderpädagogischen 
Qualifizierung von Lehrern, Erziehern und Kindergärt­
nerinnen wird als angeleitetes Selbststudium durchgeführt 
und schließt Lehrveranstaltungen in Lehrgängen ein.

(2) Die zum Erwerb des Fachabschlusses im postgradualen 
Studium erforderlichen Prüfungen werden in Studienplä­
nen festgelegt. Das postgraduale Studium wird mit einem 
schriftlichen Beleg abgeschlossen, dessen Thema von 
der durchführenden Institution in Abstimmung mit der je­
weiligen Schule bzw. Einrichtung festgelegt wird.
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§7

(1) Zur Durchführung des Selbststudiums, zur Teilnahme an 
Lehrgängen und Prüfungen erhalten die Teilnehmer bei 
Einhaltung der Regelung zur Arbeitszeit für ein Schuljahr 
pro Woche einen Unterrichts- bzw. arbeitsfreien Tag. ..."

Neben der Anweisung Nr. 19/84 existierte für die Ausbildung von Lehrern und 

Erziehern für Hilfsschulen eine "Gemeinsame Anweisung des Ministers für Volksbil­

dung und des Ministers für Hoch- und Fachschulwesen zur Ausbildung von Pädagogen 

für Einrichtungen des Sonderschulwesens vom 1. August 1984" (im folgenden: Ge­

meinsame Anweisung 84) und eine "Gemeinsame Anweisung des Ministers für Volks­

bildung und des Ministers für Hoch- und Fachschulwesen über das Fernstudium zur 

Ausbildung von Pädagogen für Einrichtungen des Sonderschulwesens vom 1. August 

1984".

§ 3 Abs. 3 der Gemeinsamen Anweisung 84 lautet wie folgt:

"Die Ausbildung von Lehrern und Erziehern für Hilfsschulen er­
folgt in der Fachrichtung Pädagogik der intellektuell Geschädig­
ten

a) in einem einjährigen Direktstudium an der Sektion Erzie­
hungswissenschaften der Martin-Luther-Universität Hal- 
le/Wittenberg. Voraussetzungen für die Zulassung zum 
Studium sind die abgeschlossene Fach- bzw. Hochschul­
ausbildung als Lehrer oder Erzieher sowie praktische Er­
fahrungen in der Bildung und Erziehung, insbesondere 
von geschädigten Kindern und Jugendlichen;

b) in einem zweijährigen Fernstudium an der Sektion Reha­
bilitationspädagogik und Kommunikationswissenschaft 
der Humboldt-Universität zu Berlin. Voraussetzungen für 
die Zulassung zum Studium sind die abgeschlossene 
Fach- bzw. Hochschulausbildung als Lehrer oder Erzieher 
sowie praktische Erfahrungen in der Bildung und Erzie­
hung, insbesondere von geschädigten Kindern und Ju­
gendlichen."

Die mit Schreiben vom 25. September 1995 erstmalig von der Klägerin gel­

tend gemachte Eingruppierung in die Vergütungsgruppe IV b BAT-0 lehnte das be­

klagte Land ab.
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Die Klägerin vertritt die Rechtsansicht, daß sie die Voraussetzungen der Ver­

gütungsgruppe IV b BAT-0 erfülle. Die in Fußnote 8 zur Besoldungsgruppe A 10 des 

Thüringer Besoldungsgesetzes genannten Voraussetzungen seien gegeben, denn sie 

habe eine pädagogische Zusatzausbildung von mindestens einem Jahr nach dem 

Recht der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik absolviert.

Die Klägerin hat beantragt

festzustellen, daß die Beklagte verpflichtet ist, ihr ab dem 1. Juli 
1995 eine Vergütung auf der Grundlage der Vergütungsgruppe 
IV b BAT-0 zu zahlen.

Das beklagte Land hat beantragt, die Klage abzuweisen.

Es meint, daß die Klägerin nicht über die erforderliche pädagogische Zusatz­

ausbildung verfüge, sondern lediglich eine Weiterbildung durchlaufen habe, in der 

Grundlagenkenntnisse vermittelt worden seien. Das eineinhalbjährige Fernstudium 

reiche auch vom zeitlichen Umfang nicht aus. Mit der einjährigen Zusatzausbildung im 

Sinne des Thüringer Besoldungsgesetzes sei vielmehr ein einjähriges Direktstudium 

gemeint. Dies folge aus § 3 Abs. 3 der Gemeinsamen Anweisung 84, wonach die son­

derpädagogische Ausbildung für Lehrer und Erzieher in einem einjährigen Direktstudi­

um oder aber in einem zweijährigen Fernstudium an einer Hochschule bestehe. Nur 

auf eine Zusatzausbildung nach der Gemeinsamen Anweisung 84 beziehe sich die 

Fußnote 8 der Besoldungsgruppe A 10.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben. Das Landesarbeitsgericht hat 

die Berufung des beklagten Landes zurückgewiesen. Mit der vom Landesarbeitsgericht 

zugelassenen Revision verfolgt das beklagte Land sein Klageabweisungsbegehren 

weiter.

Entscheidunasaründe

Die Revision ist nicht begründet.

I. Das Landesarbeitsgericht hat das Vorliegen der Voraussetzungen der Fußno­

te 8 zur Besoldungsgruppe A 10 und damit die Voraussetzungen der Vergütungsgrup­

pe IV b BAT-O bejaht. Es hat angenommen, daß das von der Klägerin entsprechend
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der Anweisung Nr. 19/84 durchgeführte postgraduale Studium eine pädagogische Zu­

satzausbildung nach dem Recht der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik 

darstelle. Zweck der Anweisung Nr. 19/84 sei es gewesen, eine sonderpädagogische 

Qualifizierung zu vermitteln, die der sonderpädagogischen Ausbildung nach der Ge­

meinsamen Anweisung 84 - die die Grundlage für die sonderpädagogische Ausbildung 

in der Deutschen Demokratischen Republik gebildet habe - entspreche. Mit dem post­

gradualen Studium nach der Anweisung Nr. 19/84 sei die gleiche Qualifikation erwor­

ben worden, wie sie eine sonderpädagogische Ausbildung mit Hochschulabschluß für 

Lehrer und Erzieher vermittle. Daß mit dem postgradualen Studium eine Ausbildung 

und nicht eine Weiterbildung gemeint sei, folge aus § 1 der Anweisung Nr. 19/84. Dort 

werde das postgraduale Studium ausdrücklich zur sonderpädagogischen Ausbildung 

mit Hochschulabschluß in Beziehung gesetzt und damit vorausgesetzt, daß es sich 

beim postgradualen Studium ebenfalls um eine Ausbildung handele. Ein einjähriges 

Direktstudium oder ein zweijähriges Fernstudium sei nicht erforderlich. Anders als in 

den Entscheidungen des Bundesarbeitsgerichts, auf die sich das beklagte Land berufe, 

sei ein Wertungswiderspruch auf Grund der Zeitangaben nicht vorstellbar. Die sonder­

pädagogische Qualifikation werde nach einem einjährigen Direktstudium, einem zwei­

jährigen Fernstudium oder einem 1 ^-jährigen postgradualen Studium erworben. Der 

Fall, daß eine sonderpädagogische Fachkraft mit einem nur einjährigen Fernstudium 

eine Zusatzausbildung absolviert habe, könne nicht eintreten. Im übrigen habe der 

Verordnungsgeber der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik einen Quali­

tätsvergleich vorgenommen, indem er den nach einem 1 ^-jährigen postgradualen 

Studium erlangten Fachabschluß ausdrücklich dem Hochschulabschluß gleichgestellt 

habe, wie er auf Grund einer Ausbildung nach der Gemeinsamen Anweisung 84 er­

worben werden konnte.

II. Gegen diese Ausführungen wendet sich die Revision im Ergebnis ohne Erfolg.

Bei der Klage handelt es sich um eine im öffentlichen Dienst übliche Eingrup­

pierungsfeststellungsklage, gegen deren Zulässigkeit keine Bedenken bestehen (vgl. 

zB BAG 19. März 1986 - 4 AZR 470/84 - AP BAT 1975 §§ 22, 23 Nr. 114).

Die Klage ist begründet. Die Klägerin kann die begehrte Feststellung verlan­

gen, da sie einen Anspruch auf Zahlung einer Vergütung gemäß der Vergütungsgrup­

pe IV b BAT-0 ab dem 1. Juli 1995 hat.

Da die Parteien gern. § 3 Abs. 1 TVG tarifgebunden sind, gilt der Änderungs­

tarifvertrag Nr. 1 zum Tarifvertrag zur Anpassung des Tarifrechts - Manteltarifliche Vor-
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schritten - (BAT-O) vom 8. Mai 1991 zuletzt geändert durch den Änderungstarifvertrag 

Nr. 10 vom 30. Juni 2001 (insoweit ständig gleichlautend seit 1991).

Damit sind für die Eingruppierung der Klägerin ua. folgende Bestimmungen 

einschlägig:

"Änderungstarifvertrag Nr. 1 zum Ersten Tarifvertrag zur An­
passung des Tarifrechts - Manteltarifliche Vorschriften - (BAT- 
O) vom 8. Mai 1991 zuletzt geändert durch den Änderungstarif­
vertrag Nr. 10 vom 30. Juni 2001

§2
Übernahme der Vergütungsordnung des BAT

3. Die Anlage 1 a ist, soweit sie keine besonderen Tätigkeits­
merkmale enthält, nicht auf Angestellte anzuwenden,

die

als Lehrkräfte, auch wenn sie nicht unter die SR 2 11 fallen,

beschäftigt sind. Diese Angestellten sind - gegebenenfalls 
nach näherer Maßgabe von Richtlinien - in der Vergütungs­
gruppe eingruppiert, die nach § 11 Satz 2 BAT-0 der Besol­
dungsgruppe entspricht, in welcher der Angestellte einge­
stuft wäre, wenn er im Beamtenverhältnis stünde. ...

Sonderregelungen für Angestellte als Lehrkräfte 

(SR 2 I I BAT-O)

Nr. 1

Zu §§ 1 und 2 - Geltungsbereich -

Diese Sonderregelungen gelten für Angestellte als Lehrkräfte 
an allgemeinbildenden Schulen und berufsbildenden Schulen 
(Berufs-, Berufsfach- und Fachschulen).

Protokollnotiz:

Lehrkräfte im Sinne dieser Sonderregelungen sind Personen, 
bei denen die Vermittlung von Kenntnissen und Fertigkeiten im 
Rahmen eines Schulbetriebes der Tätigkeit das Gepräge gibt.
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Nr. 3 a

Zu §§ 22 bis 25 - Eingruppierung -

Die Lehrkräfte werden nach § 11 Satz 2 in die Vergütungsgrup­
pen eingruppiert, die sich bei Anwendung der Zweiten Besol­
dungs-Übergangsverordnung ergeben. ..."

Die Klägerin ist als Freundschaftspionierleiterin Lehrkraft iSd. tariflichen Be­

stimmungen, da sie an einer Sonderschule des beklagten Landes (§ 4 Abs. 1 Nr. 6 

Thüringer SchuIG) Kenntnisse und Fertigkeiten im Rahmen eines Schulbetriebes ver­

mittelt (BAG 26. April 1995 - 4 AZR 905/93 - BAGE 80, 24, 27). Deshalb ist für die Ein­

gruppierung nach § 2 Nr. 3 Satz 1 des Änderungstarifvertrages Nr. 1 die Anlage 1 a 

zum BAT-0 nicht anzuwenden.

Die Klägerin ist gemäß § 2 Nr. 3 Satz 2 des Änderungstarifvertrages Nr. 1 

vielmehr in die Vergütungsgruppe eingruppiert, die nach § 11 Satz 2 BAT-0 der Besol­

dungsgruppe entspricht, in welche sie eingestuft wäre, wenn sie in einem Beamten­

verhältnis stünde. Die in dieser Form im Tarifvertrag vorgenommene Verweisung auf 

beamtenrechtliche Besoldungsvorschriften begegnet keinen rechtlichen Bedenken (vgl. 

zB BAG 20. April 1994 - 4 AZR 312/93 - BAGE 76, 264, 271; 13. Juni 1996 - 6 AZR 

972/94 - AP BAT-0 §11 Nr. 9). Danach ist das Landesarbeitsgericht zutreffend davon 

ausgegangen, daß im Streitfall das Landesbesoldungsgesetz des Landes Thüringen 

anzuwenden ist.

Als Bestimmungen, die für Beamte gelten, kommen für eine Einstufung in Be­

soldungsgruppen grundsätzlich die Bundesbesoldungsordnung A sowie die Landesbe­

soldungsordnung A des Landes Thüringen in Betracht.

Auf der Grundlage von Art. 74 a Abs. 1 GG und Art. 72 Abs. 1 GG regelt das 

Bundesbesoldungsgesetz auch die Besoldung der Lehrer der Länder in § 1 Abs. 1 

Nr. 1 BBesG. Nach § 1 Abs. 4 BBesG können die Länder diesbezüglich besoldungs­

rechtliche Vorschriften nur erlassen, soweit dies bundesgesetzlich ausdrücklich gere­

gelt ist. Nach § 20 Abs. 3 BBesG dürfen in die Landesbesoldungsordnungen Ämter nur 

aufgenommen werden, soweit dies im Bundesbesoldungsgesetz ausdrücklich vorge­

sehen ist oder wenn sie sich von den Ämtern in den Bundesbesoldungsordnungen 

nach dem Inhalt der zugeordneten Funktionen wesentlich unterscheiden.

Durch Art. 1 des Gesetzes zur Änderung von Vorschriften der Lehrerbesol­

dung vom 23. August 1994 (BGBl. I S 2186) wurde die Vorbemerkung Nr. 16 b zu den 

Bundesbesoldungsordnungen A und B eingefügt. Diese Vorbemerkung bestimmt ab-
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schließend, daß Lehrer mit einer Lehrbefähigung nach dem Recht der ehemaligen 

Deutschen Demokratischen Republik landesrechtlich eingestuft werden unter Berück­

sichtigung der Ämter für Lehrer, die in der Bundesbesoldungsordnung A und in den 

Landesbesoldungsordnungen A ausgewiesen sind (BAG 22. März 2001 - 8 AZR 

427/00 - zVv.). Das Thüringer Besoldungsgesetz in der Fassung vom 22. August 1995 

trat am 1. Juli 1995 in Kraft und löste die ausdrücklich nur bis zu diesem Zeitpunkt gel­

tende Zweite Besoldungs-Übergangsverordnung ab. Die auf sie verweisende Vorschrift 

des SR 2 I I Nr. 3 a Unterabs. 1 BAT-0 ist mittlerweile gem. § 1 Nr. 13 des Änderungs­

tarifvertrages Nr. 9 vom 5. Mai 1998 mit Wirkung zum 1. Januar 1998 gestrichen.

Da die Klägerin eine Lehrkraft mit einer Lehrbefähigung nach dem Recht der 

ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik ist, ist mithin das Landesbesol­

dungsgesetz des Landes Thüringen einschlägig.

Damit sind für die Klägerin folgende Bestimmungen maßgeblich:

"Besoldungsgruppe A 9

Sonderpädagogischer Assistent 

- an Förderschulen 3)4)5)

4) In die Besoldungsgruppe können nur Beamte mit anerkann­
ter abgeschlossener sonderpädagogischer Zusatzausbildung 
im Umfang von mindestens 200 Stunden eingestuft werden.

5> Gilt für Freundschaftspionierleiter/Erzieher oder Absolventen 
einer entsprechenden Ausbildung nach dem Recht der ehe­
maligen Deutschen Demokratischen Republik nach mindes­
tens dreijähriger hauptberuflicher Tätigkeit im Angestellten­
verhältnis als sonderpädagogische Fachkraft entsprechend.

Besoldungsgruppe A 10

Sonderpädagogischer Oberassistent 

- an Förderschulen 7>8>

7) Die Fußnote 4 zur Besoldungsgruppe A 9 gilt entsprechend.

8> Gilt für Freundschaftspionierleiter/Erzieher oder Absolventen 
einer entsprechenden Ausbildung mit einer pädagogischen
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Zusatzausbildung von mindestens einem Jahr nach dem 
Recht der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik 
und einer mindestens dreijährigen hauptberuflichen Tätigkeit 
im Angestelltenverhältnis als sonderpädagogische Fachkraft 
entsprechend als Eingangsamt."

Das Landesarbeitsgericht ist im Ergebnis zutreffend davon ausgegangen, daß 

die Klägerin die Anforderungen der Besoldungsgruppe A 10 sowie der dementspre­

chenden VergGr. IV b BAT-O erfüllt.

Die Klägerin verfügt über eine Ausbildung als Freundschaftspionierleiterin und 

hat eine dreijährige hauptberufliche Tätigkeit im Angestelltenverhältnis als sonderpäda­

gogische Fachkraft gemäß Fußnote 8 zur Besoldungsgruppe A 10 zurückgelegt.

Die Klägerin kann auch eine pädagogische Zusatzausbildung von mindestens 

einem Jahr nach dem Recht der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik 

vorweisen, denn sie hat in der Zeit vom 1. September 1985 bis 28. Februar 1987 be­

rufsbegleitend ein postgraduales pädagogisches Studium absolviert.

Die vom beklagten Land in inhaltlicher und zeitlicher Hinsicht erhobenen Ein­

wendungen gegen die Anerkennung des postgradualen Studiums als Zusatzausbil­

dung im Sinne der Fußnote 8 sind nicht gerechtfertigt. Dem Thüringer Besoldungsge­

setz sind die vom Land insoweit dargelegten Einschränkungen nämlich nicht zu ent­

nehmen.

Für die Auslegung ist zunächst vom Wortlaut des Gesetzes auszugehen, wo­

bei der maßgebliche Sinn der Erklärung zu erforschen ist, ohne am Buchstaben zu 

haften. Bei nicht eindeutigem Wortlaut ist der wirkliche Wille des Gesetzgebers mitzu­

berücksichtigen, soweit er in den Normen seinen Niederschlag gefunden hat. Abzustel­

len ist stets auf den Gesamtzusammenhang, weil dieser Anhaltspunkte für den wirkli­

chen Willen des Gesetzgebers liefert und nur so der Sinn und der Zweck der Rechts­

norm zutreffend ermittelt werden können.

Der Landesgesetzgeber hat den Begriff der "Zusatzausbildung" selbst nicht 

näher erläutert. Auch dem Recht der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik, 

dem im Thüringer Besoldungsgesetz Rechnung getragen werden sollte, ist der Begriff 

fremd. In der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik wurde nur zwischen 

der Lehrerausbildung (verstanden als Erstausbildung) und der Lehrerweiterbildung (als 

berufsbegleitende Form) unterschieden. Beide Bereiche wurden in dem Terminus 

"Lehrerbildung" zusammengefaßt (vgl. Materialien zur Lage der Nation, Vergleich von
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Bildung und Erziehung in der Bundesrepublik Deutschland und in der Deutschen De­

mokratischen Republik, 1990 Hrg. Innenministerium des Bundes S 527).

Bei dem Begriff der "Zusatzausbildung" handelt es sich auch nicht um einen 

Begriff der Fachsprache der Bundesrepublik Deutschland. Berufsausbildungsrechtlich 

sind die Berufsausbildung, die berufliche Umschulung und die berufliche Fortbildung zu 

unterscheiden, vgl. § 1 Abs. 1 BBiG.

Maßgeblich für die wörtliche Auslegung ist mithin der allgemeine Sprach­

gebrauch. Da unter einem "Zusatz" eine Ergänzung bzw. eine Erweiterung zu verste­

hen ist (vgl. Wahrig Deutsches Wörterbuch), handelt es sich bei einer pädagogischen 

Zusatzausbildung um eine Bildungsmaßnahme, die Fähigkeiten und Kenntnisse ver­

mittelt, die über diejenigen auf pädagogischem Gebiet liegenden Fähigkeiten und 

Kenntnisse hinausgehen, die bei der grundständigen Ausbildung vermittelt wurden.

Dies trifft auf das von der Klägerin absolvierte postgraduale Studium zu. Durch 

das postgraduale Studium wurden gem. § 1 der Anweisung Nr. 19/84 sonderpädagogi­

sche Kenntnisse vermittelt. Dabei handelte es sich nach dem Zeugnis über den Fa­

chabschluß im postgradualen Studium um Grundlagen der Sonderpädagogik, Kenn­

zeichnung der Population und Gestaltung des sonderpädagogischen Prozesses. Der­

artige Kenntnisse konnten im Rahmen der Ausbildung zum Freundschaftspionierleiter 

nicht erworben werden. Nach § 7 der Verordnung über die Neuregelung der Ausbil­

dung der Lehrer an den allgemeinbildenden Schulen, der Pionierleiter, der Kindergärt­

nerinnen und der Erzieher in Heimen und Horten vom 15. Mai 1953 (GBl. DDR S 728, 

729) wurden die Pionierleiter an den Instituten für Lehrerbildung in einer vierjährigen 

Ausbildung ausgebildet und schlossen diese mit einer staatlichen Abschlußprüfung ab. 

Durch diese Prüfung wurde die Befähigung zur Arbeit als Pionierleiter und die Lehrbe­

fähigung für den Unterricht in der Unterstufe der allgemeinbildenden Schulen erwor­

ben. Pionierleiter wurden in den Gebieten der Jugendpolitik, Geschichte der revolutio­

nären deutschen Jugend- und Kinderbewegung, internationale Jugend- und Kinderbe­

wegung und Methodik der Pioniertätigkeit ausgebildet. Ferner erhielten sie Unterricht in 

den Fächern Pädagogik, Erziehungstheorie, Psychologie und diagnostische Tätigkeit 

des Lehrers und Erziehers (vgl. BAG 26. April 1994 - 4 AZR 905/93 - BAGE 80, 24, 31, 

33). Die im postgradualen Studium der Klägerin vermittelten Kenntnisse gehen über 

diese Kenntnisse hinaus und sind somit "zusätzlich" erworben.

Der Einwand des beklagten Landes gegen eine Qualifizierung der Bildungs­

maßnahme als Zusatzausbildung, es seien keine Detailkenntnisse, sondern nur Grund-
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lagen vermittelt worden, inhaltlich müsse aber die pädagogische Zusatzausbildung mit 

der Ersten Staatsprüfung für das Lehramt an Förderschulen gleichgesetzt werden kön­

nen, verfängt nicht. Da es keine gesetzlichen Bestimmungen gibt, die Ausbildungsgang 

und Ausbildungsinhalt der in Fußnote 8 zur Besoldungsgruppe A 10 geforderten Zu­

satzausbildung regeln, bestimmen sich die an die Ausbildung zu stellenden Anforde­

rungen allein nach den Merkmalen der Besoldungsgruppe sowie dem Recht der ehe­

maligen Deutschen Demokratischen Republik. Danach kommt es auf das vom beklag­

ten Land geforderte Niveau der vermittelten Kenntnisse und Fähigkeiten nicht an. Der 

Gesetzgeber hat zur Sicherstellung der Ausbildungsqualität einzig und allein auf das 

formale Kriterium der Ausbildungsdauer abgestellt. Ausreichend ist insoweit, wenn die 

Zusatzausbildung mindestens ein Jahr gedauert und sich ihrem Hauptinhalt nach auf 

das Fachgebiet der Pädagogik erstreckt hat. Soweit der Gesetzgeber spezielle inhaltli­

che Anforderungen an die Qualität der vermittelten Kenntnisse und Fähigkeiten für 

erforderlich gehalten hat, ist dies von ihm an anderer Stelle wie zB in der Fußnote 8 zur 

Besoldungsgruppe A 11 und Fußnote 4 zur Besoldungsgruppe A 12 zum Ausdruck 

gebracht worden. Dort ist nämlich nicht nur allgemein von einer "pädagogischen Zu­

satzausbildung", sondern speziell von einer "Zusatzausbildung in einer sonderpädago­

gischen Fachrichtung" die Rede.

Im übrigen kann es auf einen Vergleich mit der Ersten Staatsprüfung für das 

Lehramt an Förderschulen auch deshalb nicht ankommen, weil in Fußnote 8 zur Be­

soldungsgruppe A 10 Zusatzausbildungen nach dem Recht der ehemaligen Deutschen 

Demokratischen Republik, nicht aber Zusatzausbildungen nach bundesrepublikani­

schem Recht angesprochen werden.

Die Zusatzausbildung im Sinne der Fußnote 8 zur Besoldungsgruppe A 10 

setzt entgegen der Auffassung des beklagten Landes auch keinen Hochschulabschluß, 

wie zum Beispiel den Hochschulabschluss nach § 3 Abs. 3 der Gemeinsamen Anwei­

sung 84 in der Fachrichtung Pädagogik der intellektuell Geschädigten voraus. Dem 

Thüringer Besoldungsgesetz ist nicht zu entnehmen, daß sich die Fußnote 8 zur Be­

soldungsgruppe A 10 nur auf Ausbildungen iSd. Gemeinsamen Anweisung 84 und 

nicht auch auf andere Zusatzausbildungen wie die in der Anweisung Nr. 19/84 geregel­

te bezieht. Nach der Fußnote 8 wird vielmehr überhaupt kein Hochschulabschluß ge­

fordert. In der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik gab es Hochschulab­

schlüsse (vgl. § 12 der Anordnung vom 3. Januar 1975 über die Durchführung von Prü­

fungen an Hoch- und Fachschulen sowie den Hoch- und Fachschulabschluß, GBl. I 

S 183). In bestimmten Vergütungsgruppen nach den Richtlinien der Tarifgemeinschaft
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deutscher Länder (TdL) über die Eingruppierung der im Angestelltenverhältnis beschäf­

tigten Lehrkräfte (Ost) (vgl. insoweit BAG 18. August 1999 - 10AZR 544/98- ZTR 

2000, 77) war ausdrücklich eine Hochschulausbildung gefordert. Auch die Zweite Ver­

ordnung über besoldungsrechtliche Übergangsregelungen nach Herstellung der Einheit 

Deutschlands (Zweite Besoldungs-Übergangsverordnung - 2. BesÜV), die bis zum 

30. Juni 1995 auch in Thüringen galt, setzte zB für die Besoldungsgruppe A 12 bei 

Lehrern als Diplomlehrer im Unterricht der Klassen 5 - 10 an einer allgemeinbildenden 

Schule eine abgeschlossene pädagogische "Hochschulausbildung" voraus. All diese 

Regelungen waren dem Thüringer Gesetzgeber schon deshalb bekannt, weil sie auch 

in Thüringen galten und Anwendung fanden. Darüber hinaus wird in der Fußnote 9 zur 

Besoldungsgruppe A 12 oder Fußnote 3 zur Besoldungsgruppe A 13 im Thüringer Be­

soldungsgesetz zudem ausdrücklich eine Hochschulausbildung und Hochschulzusatz­

ausbildung gefordert. Wenn an anderer Stelle im Besoldungsgesetz selbst der Unter­

schied zwischen einer Fachausbildung und Hochschulausbildung aufgegriffen wurde 

und in der Fußnote 8 nicht, so ist davon auszugehen, daß dort eine Hochschulausbil­

dung nicht erforderlich ist.

Die Besoldungsgruppe A 10 ist für Assistenten an Förderschulen zudem nicht 

auf eine Hochschulausbildung angelegt. Selbst in der Besoldungsgruppe A 11 reicht 

nämlich eine abgeschlossene "Pädagogische Fachschulausbildung" für das Eingang­

samt aus (Fußnote 7).

Insoweit ist es auch unerheblich, daß die Ausbildungen nach der Anweisung 

Nr. 19/84 und der Gemeinsamen Anweisung 84 - anders als das Landesarbeitsgericht 

meint - nicht gleichwertig sind. Die hiernach abgeschlossenen Ausbildungen berechti­

gen nicht zur Führung ein und derselben Berufsbezeichnung. Das zweijährige Fernstu­

dium gemäß der Gemeinsamen Anweisung 84 berechtigt, die Berufsbezeichnung "Leh­

rer für ... (Schädigungs- bzw. Schulart)" bzw. "Erzieher für ... (Schädigungs- bzw. 

Schulart)" zu führen, wohingegen der Abschluß gemäß der Anweisung Nr. 19/84 nur 

die Führung einer Ergänzung zur Berufsbezeichnung "Lehrer für ...", "Erzieher für ..." 

bzw. "Kindergärtnerin für ..." (entsprechend der Sonderschul- bzw. Schädigungsart) 

erlaubt. Dementsprechend wurde der Klägerin durch die Urkunde vom 28. Februar 

1987 nach erfolgreicher Teilnahme am postgradualen Studium mit Fachabschluß das 

Recht erteilt, die Ergänzung zur Berufsbezeichnung "Lehrerin an Hilfsschulen" zu füh­

ren. Rechtsgrundlage für diese Differenzierung ist die Anordnung über die Erteilung 

und Führung von Berufsbezeichnungen der Hoch- und Fachschulausbildung vom 

4. März 1988. In deren §2 wird zwischen "Berufsbezeichnungen" und "Ergänzungen
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zur Berufsbezeichnung" unterschieden. Dabei sind gemäß § 4 der Anordnung die Er­

gänzungen zur Berufsbezeichnung für Absolventen eines postgradualen Studiums vor­

gesehen. Demgegenüber dürfen gemäß § 3 Abs. 3 die Inhaber einer Urkunde über 

einen Hochschulabschluß (Staatsexamen, Hauptprüfung, Diplom, Attestation, Zuer­

kennung ua.) beziehungsweise einen Fachschulabschluß eine ihrer Ausbildung ent­

sprechende, im Verzeichnis genannte Berufsbezeichnung bzw. ihnen mit Zeugnis oder 

Urkunde erteilte Berufsbezeichnung führen. Wenn aber das postgraduale Studium nur 

zu einer Ergänzung der ursprünglichen Berufsbezeichnung führt, dokumentiert dies, 

daß die Höherqualifizierung nicht so weitreichend ist, um die Führung einer gänzlich 

neuen Berufsbezeichnung zu rechtfertigen, die insgesamt die höhere Qualifizierung 

zum Ausdruck bringt. Da aber die Fußnote 8 zur Besoldungsgruppe A 10 keine Hoch­

schulzusatzausbildung verlangt, kommt es auf eine Vergleichbarkeit der Ausbildungs­

gänge nicht an.

Schließlich ist in inhaltlicher Hinsicht auch dem Argument der Beklagten, wo­

nach die von der Klägerin erworbene sonderpädagogische Qualifizierung einer son­

derpädagogischen Zusatzausbildung im Umfang von mindestens 200 Stunden im Sin­

ne der Fußnote 4 zur Besoldungsgruppe A 9 vergleichbar sein müsse, zu widerspre­

chen. Dieser Annahme steht schon entgegen, daß in der Fußnote 4 zur Besoldungs­

gruppe A 9 nach Stunden und nicht nach Zeitspannen bemessene Zusatzausbildungen 

angesprochen werden. Es muß davon ausgegangen werden, daß der Gesetzgeber 

diese Unterscheidung mit Bedacht gewählt hat und dabei jeweils bestimmte Zusatz­

ausbildungen im Auge hatte.

Gegen eine Qualifizierung der Bildungsmaßnahme als Zusatzausbildung kann 

ferner nicht eingewandt werden, daß sie nicht zwei, sondern nur 1 !4 Jahre gedauert 

habe. Die Annahme, mit einer pädagogischen Zusatzausbildung von mindestens ei­

nem Jahr im Sinne der Fußnote 8 zur Besoldungsgruppe A 10 sei eine Zusatzausbil­

dung gemeint, die nur nach einem einjährigen Direktstudium oder einem zweijährigen 

Fernstudium erworben werden konnte, findet im Gesetzeswortlaut keine hinreichende 

Stütze. Dem Beklagten ist zwar zuzugeben, daß der Sechste und Vierte Senat des 

Bundesarbeitsgerichts in zahlreichen Entscheidungen bezüglich mehrerer Fallgestal­

tungen die Vergleichbarkeit eines Fernstudiums mit dem zeitlich entsprechenden Di­

rektstudium verneint haben (13. Juni 1996 - 6 AZR 925/94 - BAGE 83, 214 = AP BAT 

§§ 22, 23 Lehrer Nr. 51; 13. Juni 1996 -6  AZR 858/94- BAGE 83, 201 = AP BAT 

§§ 22, 23 Lehrer Nr. 45; 10. Juli 1996 - 4 AZR 593/94 - ZTR 1997, 79; 8. August 1996 

-6  AZR 230/95- AP BAT §§22, 23 Lehrer Nr. 55; 21. November 1996 - 6 AZR
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444/95 - AP BAT-0 §11 Nr. 14; 21. November 1996 -6AZR 464/95 - ZTR 1997, 176; 

19. Dezember 1996 - 6 AZR 595/95 - nv.; 17. Juli 1997 - 6 AZR 642/95 - nv.; 7. August 

1997 -6  AZR 689/95- nv.; 7. August 1997 -6  AZR 717/95- nv.; 16. Oktober 1997 

- 6 AZR 207/96 - nv. und 26. September 1996 - 6 AZR 191/95 - nv.). Das Bundesar­

beitsgericht hat sich dabei auf die Nichtvergleichbarkeit eines Fernstudiums mit einem 

Direktstudium bezogen, wie sie in den zugrunde liegenden Ausbildungsvorschriften 

zum Ausdruck gekommen sei.

Diese Erwägungen sind auf den vorliegenden Fall aber nicht übertragbar. Eine 

Gleichsetzung des - wie dargelegt in inhaltlicher Hinsicht ausreichenden - postgradua­

len Fernstudiums mit einem Direktstudium scheidet schon deshalb aus, weil die Aus­

bildung nach der Anweisung Nr. 19/84 nur in einem Fernstudium absolviert werden 

konnte. Es gab nach dem Recht der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik 

insoweit kein pädagogisches Direktstudium von der Dauer eines halben oder eines 

dreiviertel Jahres. Die vom Bundesarbeitsgericht in den angeführten Entscheidungen 

teilweise zugrunde gelegte Systematik der Gemeinsamen Anweisung 84 zur sonder­

pädagogischen Zusatzausbildung besteht bei der Ausbildung nach der Anweisung 

Nr. 19/84 somit nicht. Vergleichbare Wertungswidersprüche können nicht auftreten.

Weiter können die TdL-Richtlinien zur Beurteilung der Vergleichbarkeit eines 

Fernstudiums mit einem Direktstudium entgegen der Auffassung des beklagten Landes 

nicht herangezogen werden. Zwar regeln die TdL-Richtlinien vom 24. Juni 1991 ab 

1. August 1993 in Ziff. Ill Nr. 1 in Abschnitt E nach der am 1. August 1993 in Kraft ge­

tretenen 2. Änderung vom 16. Juli 1993 folgendes:

E. Lehrkräfte im Angestelltenverhältnis:

Die Lehrkräfte im Angestelltenverhältnis sind nach den nach­
stehenden Tätigkeitsmerkmalen einzugruppieren. Soweit in den 
Tätigkeitsmerkmalen auf Lehrbefähigungen abgestellt wird, ent­
scheiden die Länder darüber, ob eine in der ehemaligen DDR 
erworbene Lehrbefähigung als solche im Sinne dieses Ab­
schnitts anerkannt werden kann. Soweit in den Tätiakeitsmerk- 
malen Mindestzeiten eines Studiums oder eine Zusatzausbil- 
dunq gefordert sind, beziehen sich diese auf die Zeit eines Di­
rektstudiums bzw. einer Ausbildung in Vollzeit: bei einem Fern­
studium bzw. bei einer berufsbealeitenden Ausbildung ist die 
doppelte Zeit anzusetzen."

Eine derartige Regelung findet sich aber im allein anwendbaren Thüringer Be­

soldungsgesetz nicht. Die Regelung ist auch nicht Ausdruck eines allgemein gültigen
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Rechtsgedankens, wie das beklagte Land meint, sondern kann - wie dargelegt - nur im 

Einzelfall gültigen und auf das Rechtsverhältnis anwendbaren Regelungen mittels sys­

tematischer Auslegung entnommen werden.

Nach dem Thüringer Landesbesoldungsgesetz ist schließlich auch unerheb­

lich, ob die Klägerin im Hinblick auf die Ausbildung in der DDR keine höheren Vergü­

tungsansprüche erwarb. An die Vergütung der ehemaligen Deutschen Demokratischen 

Republik knüpft das Thüringer Besoldungsgesetz nicht an.

III. Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 ZPO.

Hauck Dr. Wittek Laux

Brückmann Heydenreich
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